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Vom 7. Dezember 2020                                                                                       Prot.-Nr. 266


Dringliche Interpellation der Fraktion SVP Olten; «Finanzielle Auswirkungen der Schliessung des Krematoriums Olten aus dem Vertrag der Einwohnergemeinde Starrkirch», Beantwortung

Am 19. November 2020 hat Ursula Rüegg im Namen der Fraktion SVP Olten folgenden Vorstoss eingereicht:

«Der Stadtrat wird gebeten, im Hinblick auf eine mögliche Schliessung (Beschluss des Gemeindeparlamentes u. Referendum dagegen) des Krematoriums Olten folgende Fragen zu beantworten:

1. Wurde mit der Gemeinde Starrkirch das Gespräch gesucht, bevor die Vorlage dem Parlament vorgelegt wurde?

2. Wie wirkt sich ein einseitiger Vertragsausstieg seitens der Gemeinde Olten aus dem im Jahr 1964 geschlossenen Vertrag zwischen den Gemeinden Olten und Starrkirch aus?

3. Mit welchen finanziellen Konsequenzen ist bei einem möglichen Ausstieg aus dem Vertrag zu rechnen?

4. Wie hoch ist heute jährlich der hypothetische Einnahmeausfall, welcher aus der Vertragsklausel anfällt, welche besagt, dass Einwohner der Gemeinde Starrkirch für Krematorien nur die halbe Taxe für Auswärtige zu leisten haben?

5. Wird die Stadt Olten Kosten übernehmen müssen, die für Starrkircher Einwohner bei auswärtigen Krematorien anfallen?

6. Müsste die Motion "Keine zusätzlichen Kosten durch Stilllegung des Krematoriums" infolge des Vertrages auf die Starrkircher Einwohner ausgeweitet werden?

Begründung:

In der Vorlage, die dem Gemeindeparlament im September zur Abstimmung vorgelegt wurde, sind wichtige Tatsachen, wie der Vertrag zwischen den beiden Gemeinden nicht erwähnt worden. Ebenfalls waren dem Parlament die Konsequenzen eines Vertragsausstiegs nicht bekannt. Dem Parlament wurden somit wichtige Informationen vorenthalten.

Begründung zur Dringlichkeit

Da bereits gegen den Entscheid des Parlaments das Referendum ergriffen worden ist, sind die Informationen relevant zu einer Entscheidungsfindung bei einer Abstimmung.»


*  *  *



Im Namen des Stadtrates beantwortet Baudirektor Thomas Marbet den Vorstoss wie folgt:

Wir beantworten die gestellten Fragen gerne und auch dringlich, da offensichtlich Fehlinformationen zu diesem Vertrag im Umlauf sind.

Der Vertrag von 1964 zwischen der Einwohnergemeinde Olten und Starrkirch-Wil wurde abgeschlossen, da das Friedhofsgebiet Meisenhard auf einer Parzelle im Eigentum der Einwohnergemeinde Olten, welche sich auf Hoheitsgebiet der Nachbargemeinde befindet, erweitert wurde. Die Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil nutzte die Situation und garantierte sich mittels Vertrag, für die Dauer von 100 Jahren, dass die Einwohner/-innen von Starrkirch-Wil nur die halben Kosten für die Dienstleistungen, welche auf dem Friedhof Meisenhard erbracht werden, tragen müssen. Dies fand Niederschlag unter § 41bis (Friedhofs- und Bestattungsgebühren) des Gebührenreglements. In diesem gelten für die Starrkirch-Wiler/-innen für alle Positionen (Aufbewahrungsraum, Abdankungshalle, Kremation, Graberstellung, Grabstätten, Urnenbeisetzung, Schriftplatte) die gleichen Tarife wie für die Oltner/-innen.

Dass der Vertrag von Seiten der Einwohnergemeinde Starrkirch-Wil nicht allzu ernst genommen wird, zeigt sich darin, dass der Gemeinderat Starrkirch-Wil im Rahmen der Ortsplanungsrevision 2019 entgegen dem schriftlichen Antrag des Stadtrates Olten im Rahmen der Mitwirkung, einen grossen Teil der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen der Grünzone zugewiesen hat. Die Nutzung des Friedhofes wurde daher im Gemeindegebiet von Starrkirch-Wil ohne Einvernehmen mit der Vertragspartnerin Stadt Olten massiv eingeschränkt.


Frage 1: Wurde mit der Gemeinde Starrkirch das Gespräch gesucht, bevor die Vorlage dem Parlament vorgelegt wurde?

Ja, es fand ein Austausch zwischen dem Stadtrat Thomas Marbet und dem Gemeindepräsident Christian Bachofner statt.

Frage 2: Wie wirkt sich ein einseitiger Vertragsausstieg seitens der Gemeinde Olten aus dem im Jahr 1964 geschlossenen Vertrag zwischen den Gemeinden Olten und Starrkirch aus?

Der Stadtrat geht davon aus, dass der Vertrag von 1964 die Stadt Olten nicht verpflichtet, einen eigenen Verbrennungsofen zu betreiben. Mit dem Vertrag wird nicht die Nutzung des Krematoriums geregelt, sondern die Nutzung des der Stadt gehörenden Landes auf dem Gemeindebann von Starrkirch-Wil als Friedhof.
Der Vertrag kann daher nach Ansicht des Stadtrates auch bei einer Stilllegung des Verbrennungsofens eingehalten werden. Ein Vertragsausstieg ist aktuell nicht vorgesehen, der Vertrag ist weiterhin gültig. Allerdings muss der Vertrag hinsichtlich der einseitig beschlossenen Umzonung nach Rechtskraft des Zonenplanes von Starrkirch-Wil überprüft werden.


Frage 3: Mit welchen finanziellen Konsequenzen ist bei einem möglichen Ausstieg aus dem Vertrag zu rechnen?

Ein Vertragsausstieg ist eine Vertragsverletzung, welche Schadenersatzpflicht für den Verursacher begründet. Der Schaden muss von der anderen Vertragspartei hinsichtlich Bestand und Umfang bewiesen werden. Der Stadtrat beabsichtigt keinen einseitigen Vertragsausstieg, daher ist mit keinen finanziellen Konsequenzen zu rechnen. Er wird aber prüfen, welche Konsequenzen mit der einseitig beschlossenen Umzonung verbunden sind.
Frage 4: Wie hoch ist heute jährlich der hypothetische Einnahmeausfall, welcher aus der Vertragsklausel anfällt, welche besagt, dass Einwohner der Gemeinde Starrkirch für Krematorien nur die halbe Taxe für Auswärtige zu leisten haben?

In den letzten 10 Jahren fanden 107 Kremationen von Einwohner/innen der Gemeinde Starrkirch-Wil statt also im Durchschnitt ca. 11 Kremationen pro Jahr. Von diesen Kosten übernahmen die Steuerzahler/innen der Stadt Olten Fr. 26'750.00 (Total über 10 Jahre); also im Schnitt Fr. 2'675.00/Jahr. Die weiteren subventionierten Dienstleistungen (Kolumbarium, Grabplatten, Gemeinschaftsgrab, Aufbahrung) kosten die Stadt Olten Fr. 24'000.00 (Total über 10 Jahre); oder Fr. 2'400.00/Jahr.

Frage 5: Wird die Stadt Olten Kosten übernehmen müssen, die für Starrkircher Einwohner bei auswärtigen Krematorien anfallen?

Nein, dazu besteht keine vertragliche Verpflichtung und daher ist nicht davon auszugehen.

Frage 6: Müsste die Motion "Keine zusätzlichen Kosten durch Stilllegung des Krematoriums" infolge des Vertrages auf die Starrkircher Einwohner ausgeweitet werden?

Die Motion von Muriel Jeisy (CVP/EVP/glp) betr. "Keine zusätzlichen Kosten durch Stilllegung Krematorium beinhaltet folgenden Auftrag:

«Der Stadtrat wird beauftragt, dem Parlament rechtzeitig eine Vorlage zu unterbreiten, in welcher festgelegt wird, dass die finanzielle Unterstützung für die Einäscherung verstorbener Oltnerinnen und Oltner auch nach einer möglichen Stilllegung des Krematoriums im gleichen Ausmass wie bisher durch die Stadt Olten geleistet wird. Die entsprechenden Mittel sind in der Finanzplanung vorzusehen und einzustellen.

Es gibt keinen Grund diese Motion infolge des Vertrages auszuweiten. Das Gebührenreglement zu den Leistungen des Friedhofs Meisenhard obliegt dem Gemeindeparlament. Es hat die Kompetenz und Verantwortung, zu definieren, welche Leistungen nicht vollumfänglich an Dritte verrechnet werden. Für die Differenzen zwischen Aufwand und Ertrag muss der/die Steuerzahler/-in von Olten aufkommen. Dies ist im Fall des Verbrennungsofens bei allen Kremationen der Fall, da die Gebühren nicht kostendeckend sind.
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